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Allgemeiner Rahmen





Der Kommission 4 obliegt die Prüfung der Fragen im Zusammenhang mit der Ausübung der politischen Rechte, der Verfassungsrevision und den Übergangs- und Schlussbestimmungen. Während die zwei letzteren Bereiche lediglich Nebensächliches betreffen, verdient die Frage nach der Ausübung der politischen Rechte eine vertieftere Auseinandersetzung. Nachdem die Kommission die politischen Rechte auf kantonaler und kommunaler Ebene umschrieben hat, wird sie sich über ihre Gewährung an die verschiedenen Wählerkategorien äussern.





Die politischen Rechte stellen die Grundlage unserer Demokratie dar. Sie ermöglichen uns die Bezeichnung unserer Repräsentanten, die Stellungnahme zu einzelnen Themen und die Kundgabe unserer Zustimmung oder unseres Unmuts zur Verwaltung der Kollektivgüter.





Dennoch ist festzustellen, dass heute wenig von diesen Rechten Gebrauch gemacht wird. Wer von uns kann für sich in Anspruch nehmen, alle für ein Intervenieren in den politischen Prozess vorgesehenen Mittel zu kennen?





Unsere Aufgabe besteht demnach in der Überdenkung und Neudefinierung dieser Rechte, damit sie nützlich, nutzbar und genutzt werden. Indes gilt ebenso zu beachten, dass diese Rechte über die Rolle, welche wird den Gewählten zuweisen wollen, entscheiden. Wenn nämlich die Entscheide des Grossen Rates ununterbrochen und ohne weiteres in Frage gestellt werden können, muss gewärtigt werden, dass die Abgeordneten durch ihre Aufgabe nicht mehr motiviert werden und der politische Prozess völlig gelähmt wird.


Das Festhalten an einem Gleichgewicht zwischen den dem Grossen Rat zugewiesenen Kompetenzen und der Bevölkerung gewährten Möglichkeit, sich zu einzelnen Punkten äussern zu können, ist daher grundlegend.





Schliesslich geniesst die Kommission den Vorteil, einen Bereich zu beraten, in welchen die kantonalen Verfassungsgeber ihre Innovationskraft und Kreativität noch unter Beweis stellen können. Dieser Bereich eröffnet uns insbesondere die Möglichkeit, eine äusserst aktuelle, sensible und medienwirksame Frage zu thematisieren, nämlich die nach der Verteilung der politischen Rechte nach dem Kriterium der Nationalität.























Organisation der Kommission





Arbeitsgruppe





Frédéric Sudan (FDP), Präsident und Berichterstatter


Regula Brügger Häring (SP), Vize-Präsidentin und Berichterstatterin





Anita Bise-Rosset (FDP),


Jacqueline Brodard (CVP),


Regula Brülhart (CSP)


Anne Buchs (FDP), bis 10. Juni 2001


Sophie Bugnon (Offene Liste),


Michelle Chassot (SP),


Véronique Crausaz (CSP),


Laetitia Deiss (CVP),


Rose-Marie Ducrot (CVP),


Marie-Claire Pharisa (FDP), ab 15. Juni 2001





Josef Fasel (CVP),


Alex Glardon (CVP),


Charles Guerry (SP),


David Hunziker (FDP),


Ueli Johner (SVP), ab 7. Mai 2001


Jean-Bernard Repond (Öffnung),


Marcel Schuwey (SVP), bis 2. April 2001





Caroline Dénervaud, juristische Sekretärin





Arbeitsweise





Die Versammlungen fanden alle zwei Wochen, Montag nachmittags, in der Regel im Institut für Föderalismus in Granges-Paccot statt. Die Kommission wünschte die Anhörung jeweils eines Experten zu jedem grösseren Gegenstand, um die Gedanken zu sammeln und die Diskussion zu eröffnen. Am Ende der Diskussion fand jeweils eine erste Abstimmung statt, bei Abschluss eines Kapitels dann eine zweite, definitive Abstimmung, welche zur Verwerfung oder Bestätigung der gefassten Beschlüsse führte. Diese zweite Abstimmung erlaubte also die Aufnahme des darauffolgenden Themas.





Anhörungen





Unser aufrichtiger Dank gebührt den Personen (allesamt Spezialisten auf ihrem Gebiet), welche unsere Gedanken öffneten. Es handelt sich um:





21.02.01�
Isabelle Chassot�
Entwurf zum Gesetz über die Ausübung der politischen Rechte�
�
19.03.01�
Jean-Pierre Coussa�
Gesamtheit der politischen Rechte und Innovationsmöglichkeiten�
�
11.06.01�
Catherine Bosshart-Pfluger�
Entwicklung der Volksrechte in der Schweiz�
�
20.08.01�
Richard Jordan�
Wahlmodalitäten�
�



�



Vorschläge der Kommission





Politische Rechte auf kantonaler Ebene





Innovationen





Die Volksmotion: (Recht, welches einer bestimmten Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern erlaubt, einen Antrag an den Grossen Rat zu stellen, der von diesem gleich einer Motion eines seiner Mitglieder behandelt werden muss).





"Die Kommission wünscht die Einführung der Volksmotion."


"Für das gültige Zustandekommen einer Volksmotion sind 300 Unterschriften zu sammeln."





In der Kommission wurde das Prinzip der Volksmotion mit 11 gegen 2 Stimmen und 1 Enthaltung angenommen.


Folgende Argumente für die Volksmotion wurden in der Kommission vorgebracht:


Aufgrund der geforderten, hohen Unterschriftenzahl für die Einreichung einer Volksinitiative muss die Volksmotion als eine die Stellung der Bürger begünstigende Alternative betrachtet werden.


Wenn die Anzahl der Abgeordneten gemindert werden sollte, würden diese Gefahr laufen, ihre Nähe zu den Wählern zu verlieren und die Minderheiten nicht mehr zu vertreten.


Dieses Instrument könnte den Vereinigungen, welche nicht immer im Parlament vertreten sind, ermöglichen, direkt ihre Ideen einzubringen.


Folgenden Argumente wurden in der Kommission gegen die Volksmotion vorgebracht:


Die Volksmotion schwächt die Stellung des Parlaments und der Parlamentarier.


Wenn eine Idee gut ist, wird es keine Mühe bereiten, die erforderlichen Unterschriften für eine Volksinitiative zu sammeln.





Betreffend Modalitäten sprachen sich 11 Personen für 300 Unterschriften aus, während 3 Personen 500 Unterschriften forderten. Folgende Argumente wurden für wenige Unterschriften (100 oder 300) vorgebracht:


Dieses Recht muss zugänglich bleiben.


Die Kommission begründete die Ablehnung der Einzelinitiative damit, dass sie die Volksmotion einführte; die Unterschriftenzahl muss daher niedrig bleiben, um das Recht nicht seines Sinngehaltes zu entleeren.


Folgende Argumente wurden für eine hohe Unterschriftenzahl (500 oder 1'000) vorgebracht:


Die Ausübung eines politischen Rechts muss gewisse Anstrengung seitens derjenigen, die das Recht ausüben, erfordern.


Die Unterschriftenzahl muss genug hoch sein, um nicht den Eindruck zu erwecken, die Stellung der Abgeordneten werde entwertet.


�



Petitionsrecht: (Recht, welches einer einzelnen Bürgerin bzw. einem einzelnen Bürger ermöglicht, Bemerkungen, Ideen oder eine Frage an eine Behörden zu richten).





"Die Kommission wünscht dem Petitionsrecht auf kantonaler Ebene eine grössere  Bedeutung beizumessen als die Bundesverfassung."





"Die Petitionäre können von der Behörde, an die sie ihren Antrag richten, eine Antwort fordern."





"In der Verfassung wird keine Frist für die Antwort festgelegt."





Das Prinzip und die Modalitäten wurden einstimmig angenommen. Während das Prinzip und die Antwortobliegenheit keine Debatten verursachten, wurde die Frage der Frist diskutiert. Die anderen Kantonsverfassungen schlagen unterschiedliche Lösungen vor: Bern statuiert eine einjährige Frist, in Neuenburg ist "le plus tôt possible" zu antworten, Solothurn fordert eine Antwort "innert angemessener Frist, jedoch vor Ablauf eines Jahres" und die jurassische Kantonsverfassung erwähnt keinerlei Fristen.


Die Mehrheit der Kommissionsmitglieder zogen die jurassische Lösung mit der Begründung vor, die Verfassung sei nicht mit einer Vielzahl von Fristen zu überlasten.





Bürgerrecht: (besondere Beziehung, welche eine Person zu einer Gemeinde und demnach auch zu einem Kanton bindet)





"Die Kommission schlägt die Erwähnung des Bürgerrechts auf Verfassungsstufe vor."





"Die Bestimmung ist allgemein zu halten und soll auf die Gesetzgebung verweisen."





"Die Frage nach der Einbürgerung ist zu erwähnen."





Das Prinzip wurde einstimmig akzeptiert, während sich 13 Personen für die Erwähnung der Einbürgerung aussprachen und 1 dies ablehnte.


Die Kommission wünscht die Einführung einer Bestimmung, welche den Willen des Kantons, Einbürgerungen zu begünstigen, manifestiert.








Status Quo





Verfassungs- und Gesetzesinitiative: (Recht, welches der Bevölkerung die Möglichkeit bietet, die Einführung, Änderung oder Aufhebung einer oder mehrerer Bestimmungen der Verfassung oder eines Gesetzes zu fordern.)





"Die Kommission schlägt ein Festhalten an der Verfassungs- und Gesetzesinitiative vor."





"Die gegenwärtigen Voraussetzungen werden beibehalten (6'000 Unterschriften müssen innerhalb von 90 Tagen gesammelt werden)."





"Einer Initiative kann ein Gegenvorschlag gegenübergestellt werden."





"Die Abstimmung erfolgt analog dem bundesrechtlichen Verfahren (doppeltes Ja)."





"Eine vollständig vom Parlament unterstützte Gesetzesinitiative muss nicht der Volksabstimmung unterstellt werden."





Das Prinzip und die Modalitäten wurden einstimmig angenommen.


Nach einer kurzen Diskussion über die erforderliche Unterschriftenzahl und die Frist für deren Sammlung, hielt sich die Kommission an der Möglichkeit des Gegenüberstellens eines Gegenentwurfs auf. Die freiburgische Rechtsordnung kennt bereits diese Möglichkeit, doch wollte sie die Kommission auf Verfassungsstufe festhalten. Obwohl die Modalitäten, wie sie der Kanton Waadt gegenwärtig vorsieht, als sehr interessant eingestuft wurden (zuerst wird nach der grundsätzlichen Meinung zur betroffenen Neuerung gefragt, und erst dann die Frage gestellt, ob die Initiative oder der Gegenentwurf vorzuziehen ist), zog die Kommission ein Festhalten am Verfahren des doppelten Ja fest, um so eine Parallelität zwischen dem kantonalen und eidgenössischen Verfahren zu gewährleisten.





Gesetzesreferendum: (Recht, welches der Bevölkerung die Möglichkeit bietet, sich zu einem verabschiedeten Gesetzesentwurf des Grossen Rates zu äussern).





"Die Kommission beschliesst die Beibehaltung der Gesetzesreferendums."





"Die gegenwärtigen Voraussetzungen für die Ausübung werden beibehalten (6'000 Unterschriften sind innert 90 Tagen zu sammeln)."





Das Prinzip wurde einstimmig angenommen. Während betreffend Modalitäten alle sich mit der 90tägigen Frist einverstanden zeigten, wünschten 9 Personen die Beibehaltung von 6'000 Unterschriften, 5 Personen dagegen eine Senkung auf 4'500 Unterschriften.


Folgende Argumente wurden zugunsten von 6'000 Unterschriften vorgebracht:


Die Antworten in den Ideenheften zeigen deutlich, dass die Bürger, die politischen Parteien und die sich äussernden Personen keine Verringerung der Unterschriftenzahl wünschten.


Der Status Quo ist praktikabel, was das von zwei oder drei Personen erfolgreich ergriffene Referendum gegen das Schulgesetz beweist.


Folgende Argumente wurden für die Unterschriftenzahl von 4'500 vorgebracht:


Das Bundesrecht behandelt die Initiative (100'000) und das Referendum (50'000) auch nicht gleich.


Das Referendum erfordert ein rasches Reagieren.

















Das obligatorische und fakultative Finanzreferendum: (Recht, das den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit gewährt, zu allen neuen Ausgaben, welche das Total der letzten, vom Grossen Rat genehmigten Jahresrechnungen um 1% bzw. ¼% übersteigen, Stellung zu nehmen). 





"Die Kommission schlägt die Beibehaltung des obligatorischen Finanzreferendums vor."





"Die Anwendungsmodalitäten des obligatorischen Finanzreferendums werden beibehalten (1% der Ausgaben)."





"Die Kommission schlägt die Beibehaltung des fakultativen Finanzreferendums vor."





"Die Anwendungsmodalitäten des fakultativen Finanzreferendums werden beibehalten (1/4% der Ausgaben und 6'000 Unterschriften oder auf Antrag eines Viertels der Abgeordneten)." 








Der Grundsatz und die Modalitäten des Finanzreferendums wurden einstimmig angenommen.


Der Grundsatz des fakultativen Finanzreferendums wurde einstimmig angenommen. Dagegen wünschten neun Personen die Beibehaltung von 6'000 Unterschriften, während fünf Personen sich für eine Senkung auf 4'500 Unterschriften aussprachen.





Dringlichkeitsklausel: (Grundsatz, welches die provisorische Nicht-Unterstellung eines Gesetzes oder Beschlusses unter das fakultative Referendum erlaubt) 





"Die Kommission schlägt die Beibehaltung der Dringlichkeitsklausel vor."





"Artikel 43 der neuenburger Verfassung kann als Beispiel dienen: 


"Gesetze, deren Inkrafttreten keinen Aufschub ertrgen, können durch einen Parlamentsbeschluss, welcher durch die Zustimmung von zwei Dritteln der abstimmenden Parlamentarier zustande kommt, dringlich erklärt werden. Diese Gesetze können sofort in Kraft gesetzt werden. Ihre Geltungsdauer ist zu beschränken." 





"Der Beschluss kann durch einfache Mehrheit der Mitglieder des Parlaments gefasst werden."





Der Grundsatz und die Modalitäten wurden einstimmig angenommen.





Verworfene Gegenstände





Konstruktives Referendum: (Recht eines Referendumskomitees, einem durch den Grossen Rat erlassenen Gesetz die Änderung einzelner Bestimmungen vorzuschlagen, ohne dass der Rest des Gesetzes bestritten wird)





"Die Kommission wünscht die Einführung des konstruktiven Referendums nicht."





Obwohl in der ersten Lesung noch knapp angenommen, wurde das fakultative Referendum letztlich von 8 Mitgliedern abgelehnt, während es von 6 Mitgliedern unterstützt wurde.





Die von den Gegnern vorgebrachten Argumente sind:


Komplizierte Umsetzbarkeit des Systems.


Ein Gesetz ist in der Regel reiflich überlegt; sie stellt ein Ganzes, einen annehmbaren Konsens dar, mit vorbildlichen Bestimmungen, welche die anderen, weniger idealen Bestimmungen ausgleichen.


Dieses Recht wurde auf eidgenössischer Ebene auch verworfen.





Die Verfechter dieses neuen Rechts brachten die folgenden Argumente vor:


Dieses System verhindert, dass ein Gesetz aufgrund sich kumulierender, unterschiedlicher Interessen verworfen wird und das politische Geschehen blockiert wird.


Es erlaubt die gleichzeitige Behandlung eines Volksprojekts und eines parlamentarischen Projekts, ohne auf die formelle Einreichung der Initiative warten zu müssen.





�



Politische Rechte auf kommunaler Ebene





Allgemeines





Die Kommission möchte die Bedeutung der Gemeinden betonen. Während die gegenwärtige Verfassung sehr selten die Gemeinden erwähnt, wollen die Kommissionsmitglieder eine abschliessende Liste der kommunalen politischen Rechte einführen.





Vorschläge der Kommission





Unterscheidung der Gemeinden: (wenn eine Gemeinde über einen Generalrat verfügt, erfolgt eine Kompetenzübertragung von der Bevölkerung an die Abgeordneten).





"Die Kommission schlägt für die politischen Rechte eine Unterscheidung der Gemeinden in solche mit Generalrat und Gemeindeversammlung vor."





Das Prinzip wurde einstimmig angenommen. Die in der Verfassung zu erwähnenden Rechte betreffend demnach nur Gemeinden mit einem Generalrat.





Gemeindeinitiative und –referendum: (nach Massgabe der Voraussetzungen, wie sie in Art. 52ter des Gemeindegesetzes festgehalten sind). 





"Die Kommission schlägt die Einführung des Initiativ- und Referendumsrechts in der Gemeinde vor."





Im Prinzip wurden diese zwei Rechte einstimmig angenommen. Insbesondere für die Initiative und das Referendum erweist sich die Unterscheidung zwischen Gemeinden mit und ohne Generalrat als notwendig. In der Tat würde die Einführung der Initiative und des Referendums in Gemeinden mit Gemeindeversammlung auf eine doppelte Volkskontrolle hinauslaufen, was nicht dem Sinn des Rechts und der politischen Rechte im Allgemeinen entspricht.





Petitionsrecht: (Recht, welches einer einzelnen Bürgerin bzw. einem einzelnen Bürger ermöglicht, Bemerkungen, Ideen oder eine Frage an eine Behörden zu richten).





"Die Kommission schlägt die Einführung des Petitionsrechts auf Gemeindeebene vor."





Das Prinzip wurde einstimmig angenommen.





�



Die Volksmotion: (Recht, welches einer bestimmten Anzahl von BürgerInnen erlaubt, einen Antrag an den Generalrat zu stellen, das von diesem gleich einer Motion eines seiner Mitglieder behandelt werden muss).





"Die Kommission schlägt vor, die Volksmotion auf kommunaler Ebene nicht einzuführen."





Das Prinzip wurde durch eine Mehrheit von 10 Stimmen verworfen, während 5 Personen die Einführung der Volksmotion wünschten.





Dringlichkeitsklausel: (Grundsatz, welches das sofortige Inkrafttreten eines Gesetzes oder Beschlusses ermöglicht) 





"Die Kommission schlägt vor, die Dringlichkeitsklausel auf kommunaler Ebene nicht einzuführen."





Das Prinzip wurde durch eine Mehrheit von 11 Stimmen verworfen, während 4 Personen sich der Stimme enthielten.











Fortsetzung der Arbeiten





Die Kommission muss noch ein wichtiges Kapitel behandeln, nämlich die Bestimmung der Träger der politischen Rechte. Sie wird entscheiden, wen (SchweizerInnen, AuslandschweizerInnen, AusländerInnen) sie an den politischen Rechten teilhaben lassen will. Ebenso wird sie vorschlagen, ab wann (Stimmrechtsalter, Dauer des Aufenthalts in der Schweiz) und in welchem Umfang (kantonal und/oder kommunal; Stimmrecht, aktives Wahlrecht und/oder passives Wahlrecht) diese Personen ihre Rechte ausüben dürfen.



































Vorgestellt und angenommen


in der Kommission am 20. August 2001











   Der Präsident:





Frédéric Sudan


Verfassungsrat des Kantons Freiburg


Kommission 4
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